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Die Frage des Wahlsystems zum Deut-
schen Bundestag ist politisch so heikel,
dass der Gesetzgeber lieber die Finger
davon lässt. Bei der jüngsten Reform
der Wahlgesetzgebung sei über die Sys-
temfrage bewusst nicht gesprochen
worden, berichtete der SPD-Politiker
Wiefelspütz auf einer Tagung der Deut-
schen Sektion der Internationalen Ju-
risten-Kommission in Berlin. „Sonst
hätten wir gleich einpacken können.“

Den Mahnungen des Bundesverfas-
sungsgerichts folgend, der Bundestag
möge notwendige Korrekturen des al-
ten Wahlrechts im Konsens beschlie-
ßen, hatte man ein Reformpaket zur Ab-
schaffung des „negativen Stimmrechts“
vereinbart, das dann von allen Fraktio-
nen mit Ausnahme der Linken mitgetra-
gen wurde. Der Politikwissenschaftler
Dieter Nohlen erinnerte daran, dass
die personalisierte Verhältniswahl im
Parlamentarischen Rat mit Mehrheits-
entscheid gegen die nach Stimmen
stärkste Gruppierung von CDU/CSU
zustande gekommen sei. Schaue man
sich international um, seien Reformen
des Wahlsystems Sache einer qualifi-
zierten Mehrheit nur dann, wenn das
Wahlsystem in der Verfassung veran-
kert sei. Prinzipiell habe man hierzulan-
de mit der personalisierten Verhältnis-
wahl einen Wahlsystemtyp, der „inter-
national hervorragend abschneidet“,
lobte Nohlen, der sich mit dem Ver-
gleich von Wahlsystemen befasst. Die
personalisierte Verhältniswahl fehle in
keiner Reformdebatte. Neuseeland
habe sie übernommen, und gegenwär-
tig werde über sie wieder in Irland, Ita-
lien und Spanien diskutiert.

Eine im internationalen Vergleich
„ungewöhnliche, ja einmalige Macht-
stellung“ bei der Entwicklung des
Wahlsystems attestiert Nohlen dem
Bundesverfassungsgericht. In Deutsch-
land habe sich die Wahlsystemfrage zu
einer Rechtsfrage entwickelt. Nirgends
greife ein Verfassungsgericht derart
einschneidend in das Wahlsystem ein
wie das Bundesverfassungsgericht mit
seinem „Erfolgswertpostulat“. Dabei
verkenne das Gericht, dass die persona-
lisierte Verhältniswahl ein Wahltyp sui
generis sei; Erfolgswertgleichheit sei
nur bei reiner Verhältniswahl inten-
diert. Andere Demokratien ließen viel
größere Ungleichheiten im Erfolgs-
wert der Stimmen zu, als das hierzulan-
de der Fall sei, wo sich die „Fixiertheit
auf exakten Proporz durch die gegen-
wärtige Dominanz von Juristen und
Mathematikern in der Wahlsystembe-
ratung verfestigt hat“.

Resultiert Nohlens Kritik aus fehlen-
dem Verständnis für juristische Gleich-
heitserwägungen, wie mancher Teil-
nehmer der Tagung, zu der auch amtie-
rende und ehemalige Bundesverfas-
sungsrichter gekommen waren, in Flur-
gesprächen vermutete? Das Verfas-
sungsgericht müsse sich nun einmal an
das Grundgesetz halten. Doch dessen
Bestimmungen gäben nichts her für
die strikten Karlsruher Erfolgswert-
Anforderungen, kritisiert Nohlen die
juristische Mehrheitsmeinung. Auf
dem von Karlsruhe vorgegebenen Kurs
treibe die Bundesrepublik „wahlrecht-
lich zurück zu Weimar“ mit seiner rei-
nen Verhältniswahl. Den darüber nicht
amüsierten Verfassungsrichtern emp-
fiehlt Nohlen den Österreichischen
Verfassungsgerichtshof als Vorbild.
„Dass jeder Stimme die gleiche Kraft,
der gleiche Nutz- oder Erfolgswert zu-
kommen müsse, fällt außerhalb des
Grundsatzes der Gleichheit des Wahl-
rechts, ja außerhalb des Bereichs der
Möglichkeit“, argumentieren die öster-
reichischen Verfassungsrichter. Üben
sie damit kluge Zurückhaltung? Der
ehemalige Verfassungsrichter und Be-
richterstatter für Wahlrecht Rudolf
Mellinghoff, mittlerweile Präsident
des Bundesfinanzhofs, ist skeptisch:
„Wird die Gleichheitsfrage im Wahl-
recht in anderen Ländern womöglich
weniger ernst genommen als vom
Bundesverfassungsgericht?“

 KATJA GELINSKY

D ie Reaktorkatastrophe im japani-
schen Kernkraftwerk Fukushi-
ma am 11. März 2011 löste in
Deutschland ein energiepoliti-

sches Erdbeben aus. Das enorme Tempo
des Gesetzgebungsverfahrens – es dauer-
te etwa einen Monat – war auch Reaktion
auf eine in hohem Maß emotionalisierte
Stimmung in der Bevölkerung. Wesentli-
ches Argument für eine unverzügliche
Neuausrichtung der Energieversorgung
war, dass nach der Reaktorkatastrophe in
Japan das sogenannte Restrisiko der Kern-
energie auf einmal anders zu bewerten
sei. Die theoretische Möglichkeit eines
praktisch ausgeschlossenen Schadensein-
tritts von einem in einer Million Jahren
sei traurige Wirklichkeit geworden (so
der damalige Bundesumweltminister Rött-
gen am 18. März 2011).

Diese Argumentation erstaunt: Unab-
hängig davon, wie man zur Nutzung der
Kernenergie und zum Restrisiko stehen
mag – durch Fukushima kann sich die Be-
wertung des Restrisikos nicht verändert
haben, weil die dortige Katastrophe da-
mit nichts zu tun hatte. Gemeinhin wird
ein Restrisiko angenommen, wenn eine
extrem niedrige Wahrscheinlichkeit für ei-
nen Schadenseintritt besteht und diese
„Restwahrscheinlichkeit“ nach gegenwär-
tigem Erkenntnisstand durch weitere
Maßnahmen nicht mehr verringert wer-
den kann. Und man mag auch darüber
streiten, ob und inwieweit der Begriff des
Restrisikos für eine Risikoanalyse von
Kernkraftwerken überhaupt geeignet ist.
Jedenfalls haben bekannte Risiken, deren
Eintrittswahrscheinlichkeit – wie in Fu-
kushima – nicht fernliegend ist, mit dem
Restrisiko nichts zu tun.

In Fukushima muss mit einem Erdbe-
ben, das einen Tsunami wie bei der Reak-
torkatastrophe verursacht, mit einer Ein-
trittswahrscheinlichkeit jedenfalls von
eins zu 30 Jahren gerechnet werden (so
die Reaktorsicherheitskommission, Si-
cherheitsüberprüfung deutscher Kern-
kraftwerke vom 16.Mai 2011). Bei der Re-
aktorkatastrophe hat sich daher kein Rest-
risiko realisiert, sondern es wurde offen-
sichtlich keine hinreichende Vorsorge für
eine konkrete Gefährdung getroffen. Au-
genscheinlich wird das, wenn man be-
denkt, dass die Notstromgeneratoren im
Untergeschoss des Kraftwerks so mangel-

haft gesichert waren, dass bei einer Über-
flutung des Anlagengeländes zwangsläu-
fig ihr Ausfall zu erwarten war – was letzt-
lich dafür verantwortlich war, dass die
elektrische Versorgung nicht mehr ge-
währleistet und die Kühlwasserpumpen
betrieben werden konnten mit der Folge,
dass der Reaktorkern und die Brennstäbe
nicht mehr ausreichend gekühlt wurden.

Die aus dieser Katastrophe resultieren-
de deutsche Energiewende wirft einige
Rechtsprobleme auf: Wie sieht es etwa
mit dem verfassungsrechtlich gewährleis-
teten Eigentumsschutz der Betreiber der
Kernkraftwerke nach dem Atomausstieg
aus? Deren Eigentum ist betroffen, weil
ein Kernkraftwerk ohne Nutzungsrecht
nur noch der Stilllegung dient und seine
Substanz verloren hat. Der Gesetzgeber
geht davon aus, dass es sich bei dem
Atomausstieg nicht um eine entschädi-
gungspflichtige Enteignung, sondern
(nur) um eine Inhaltsbestimmung des Ei-
gentums handelt.

Die Beantwortung dieser Frage hat
auch eine erhebliche finanzielle Bedeu-
tung – eine Enteignung ist nur zum Wohl
der Allgemeinheit zulässig und bedarf ei-
nes Gesetzes, das Art und Ausmaß der
Entschädigung regelt. Nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts ist die Enteignung die staatliche
Entziehung des Eigentums des Einzelnen
zum Zweck der Erfüllung bestimmter öf-
fentlicher Aufgaben. In seiner jüngeren
Rechtsprechung hat das Gericht die Ent-
eignung auf solche Fälle beschränkt, in de-
nen Güter hoheitlich beschafft werden

sollten. Der Gesetzgeber habe ferner die
Befugnis, Eigentumsrechten einen neuen
Inhalt zu geben oder bestimmte Rechtspo-
sitionen zu beseitigen. Die Beseitigung
sei aber nur zulässig, wenn besondere
Gründe des öffentlichen Interesses vorlä-
gen und der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit gewahrt sei.

Ob der Atomausstieg danach eine In-
haltsbestimmung des Eigentums ist, dürf-
te fraglich sein. Zunächst wird man als be-
sonderen Grund des öffentlichen Interes-
ses an der Stilllegung der Kraftwerke
nicht – wie eingangs bemerkt – eine we-
gen Fukushima geänderte Beurteilung
des Restrisikos vertreten können. Dar-
über hinaus: Kann die Entziehung des Ei-
gentums in seiner Substanz überhaupt
(nur) eine Inhaltsbestimmung sein? Ge-
gen eine Enteignung spricht zwar, dass
die Voraussetzung der Güterbeschaffung
nicht vorliegt. Doch in früheren Entschei-
dungen hatte das Verfassungsgericht so-
gar ausgeführt, dass die Güterbeschaf-
fung kein notwendiges Merkmal der Ent-
eignung sei. Erst im Jahr 2001 hatte das
Gericht hiervon gesprochen. Dabei ging
es allerdings um die Umverteilung von
Baulandgrundstücken zum Ausgleich pri-
vater Interessen – eine Enteignung war
daher schon deshalb nicht gegeben, weil
es nicht um einen Eigentumsentzug zur
Erfüllung öffentlicher Zwecke ging. Aus
Sicht des Betroffenen ist entscheidend,
dass der Staat sein Eigentum entzieht –
ob es zur Güterbeschaffung benötigt wird
oder nicht, spielt für ihn keine Rolle.

Die Frage des Eigentumsschutzes könn-
te sich auch beim Netzausbau stellen. Der
Aus- und Umbau der Stromnetze ist ein
mit 20 Milliarden Euro veranschlagtes gi-
gantisches Projekt. Vorhandene Strom-
trassen müssen in einer Länge von rund
4000 km aufgerüstet und neue Trassen er-
richtet werden. Viel Zeit dafür steht nicht
zur Verfügung: Bis zum Jahr 2020 muss
dieses Vorhaben in weiten Teilen verwirk-
licht sein. Ohne Verfahrensbeschleuni-
gung ist das nicht zu schaffen. Teil des Ge-
setzespakets zur Energiewende ist das
„Netzausbaubeschleunigungsgesetz“, das
den Ausbau der länderübergreifenden
Höchstspannungsleitungen zum Gegen-
stand hat: Mit einer Bundesfachplanung
sollen langwierige Abstimmungsprozesse
zwischen Bundesländern vermieden wer-
den. Die Bundesnetzagentur legt zu-

nächst Stromtrassen fest. Dabei muss sie
etwa prüfen, ob die jeweiligen Trassenfüh-
rungen mit anderen Planungen etwa in
den Landesraumordnungsplänen verein-
bar sind. In welchem Maß die Bundesfach-
planung an die Ziele der Landesplanung
gebunden ist, wird dabei eine der Fragen
sein, die sich stellen werden. Die Festle-
gung der Trassen kann gerichtlich nicht
angegriffen werden: Das Netzausbaube-
schleunigungsgesetz regelt, dass die Fest-
legung keine Außenwirkung habe.

Die Trassenfestlegung ist aber für das
nachfolgende Planfeststellungsverfahren
bindend. Das Gesetz sieht nun während
eines nicht abgeschlossenen Planfeststel-
lungsverfahrens ein sogenanntes „vorzei-
tiges Enteignungsverfahren“ vor. Am
Ende dieses Verfahrens kann dann ein
Enteignungsbeschluss ergehen, der unter
der Bedingung steht, dass er im – später –
ergehenden Planfeststellungsbeschluss be-
stätigt wird. Es ist fraglich, ob diese unge-
wöhnliche rechtliche Konstruktion einer
„bedingten Enteignung“ ohne weiteres
mit dem Eigentumsschutz vereinbar ist.
Man wird auch darüber nachdenken müs-
sen, ob der Einzelne in diesen Fällen
noch ausreichende Rechtsschutzmöglich-
keiten hat: In einem noch nicht abge-
schlossenen Planfeststellungsverfahren
ergeben sich aller Erfahrung nach oft erst
im weiteren Verlauf des Verfahrens Tatsa-
chengrundlagen, die auch gegen die
Rechtmäßigkeit der Enteignung sprechen
könnten – zu einem Zeitpunkt, in dem die
vorzeitige Enteignung schon verfügt wur-
de. Auch die bedingte Enteignung hat für
den Betroffenen erhebliche Folgen.

Gegenüber konventionellen Energien
haben zudem erneuerbare Energien ei-
nen erheblich größeren Flächenbedarf.
Konflikte mit dem Landschaftsschutz
und dem Naturschutz sind zwangsläufig.
Der Flächenbedarf etwa für Windkraftan-
lagen wird mit bis zu etwa 4000 Quadrat-
kilometer eingeschätzt. Der Gesetzgeber
hat für die Genehmigung von Windkraft-
anlagen eine Konzeption entwickelt, wo-
nach die Anlagen im Außenbereich (der
unbeplante Bereich außerhalb von bebau-
ten Ortsteilen) grundsätzlich zulässig
sind, diese Privilegierung jedoch durch
Pläne (etwa Raumordnungspläne, Flä-
chennutzungspläne) auf bestimmte Berei-
che beschränkt werden kann. Durch die-
sen Planungsvorbehalt soll die Errich-

tung von Windkraftanlagen gesteuert wer-
den. Ist ein Plan rechtswidrig, dann bleibt
es bei der grundsätzlichen Zulässigkeit
von Windkraftanlagen im Außenbereich.

Die Entscheidung des Gesetzgebers
zur grundsätzlichen Zulässigkeit von
Windkraftanlagen darf natürlich nicht
durch eine Art „Verhinderungsplanung“
unterlaufen werden. Bei der Überprüfung
von Plänen werden in einem ersten
Schritt sogenannte harte Tabuzonen er-
mittelt. Das sind Bereiche, die sich für die
Nutzung von Windenergie objektiv nicht
eignen. Darunter fallen etwa Flächen mit
zu wenig Wind. Daran anschließend wer-
den die „weichen Tabuzonen“ geprüft.
Das sind Bereiche, die aufgrund einer Ab-
wägung freigehalten werden sollen, weil
es sonst zu unerwünschten Nutzungskon-
flikten kommt. Darunter fallen etwa Erho-
lungsgebiete, Hochspannungsleitungen
und die Nähe zu Wohngebieten. Nach Ab-
zug der harten und weichen Tabuzonen
bleiben dann die sogenannten Potential-
flächen übrig, die „an sich“ für die Wind-
energieanlagen geeignet sind. Nunmehr
muss in jedem Einzelfall ermittelt wer-
den, welche Nutzung sich durchsetzt.

Die Prozessdauer wird jenseits aller
vom Gesetzgeber verabschiedeten Be-
schleunigungsgesetze in weitaus höhe-
rem Maß von den dabei erforderlichen
umfangreichen Prüfungen bestimmt. Um-
weltschutzrechtliche Prüfungsanforderun-
gen sind gegen Beschleunigungsgesetze
immun. Der europäische Habitatschutz
und die Flora-Fauna-Regelung werden
bei den Stromtrassen ebenso wie bei der
Windkraft oder in anderen Bereichen
ihre hohen Prüfungsanforderungen zur
Geltung bringen. Und es hilft auch alles
Wehklagen nichts, dass in gerichtlichen
Verfahren aufwendige Prüfungen über
das Vorkommen des Kiebitz oder das
Flugverhalten der Fledermaus erfolgen.

Es darf daran erinnert werden: Gerich-
te überprüfen, ob Gesetze, Richtlinien,
Verordnungen eingehalten werden, die
der Normgeber mit einem bestimmten In-
halt erlassen hat. Wer Normen – sei es auf
deutscher oder europäischer Ebene – be-
schließt, sollte nicht wirklich entrüstet
sein, wenn Gerichte die Einhaltung die-
ser Normen überprüfen – das wird auch
bei der Energiewende so sein.
Erich Künzler ist Präsident des Oberverwaltungs-
gerichts Bautzen.

Zurück
nach Weimar?

KARLSRUHER WAHLRECHT

Die schweren Menschenrechtsverletzun-
gen in Syrien stellen die internationale
Gemeinschaft vor Herausforderungen:
Dürfen sich Staaten in nichtinternationa-
le bewaffnete Konflikte, in „Bürgerkrie-
ge“ einmischen? Bewegt sich Russland
mit Waffenlieferungen an das Assad-Re-
gime im Rahmen des Zulässigen? Ist eine
Unterstützung der Opposition rechtmä-
ßig, wie sie Amerika, Großbritannien
und Frankreich anstreben?

Auf diese Fragen hat das geltende Völ-
kerrecht Antworten. Es geht dabei um
das in der Charta der Vereinten Nationen
verankerte Interventions- und Gewaltver-
bot. Letzteres verpflichtet „alle Mitglie-
der . . . in ihren internationalen Beziehun-
gen jede gegen die territoriale Unversehrt-
heit oder die politische Unabhängigkeit
eines Staates gerichtete oder sonst mit
den Zielen der Vereinten Nationen unver-
einbare Androhung oder Anwendung von
Gewalt“ zu unterlassen. Das ist der Dreh-
und Angelpunkt des Friedenssicherungs-
systems der UN. Vor dem Hintergrund
zweier Weltkriege und der Schwächen
des Völkerbundes lässt Kapitel VII der
UN-Charta von diesem Gewaltverbot nur

zwei Ausnahmen zu: zum einen Zwangs-
maßnahmen, die der UN-Sicherheitsrat
verhängen kann, wenn eine Bedrohung
oder ein Bruch des Weltfriedens oder
eine Angriffshandlung vorliegen; zum an-
deren das Recht eines Staates auf Selbst-
verteidigung, solange der Sicherheitsrat
noch nicht die erforderlichen Maßnah-
men getroffen hat. Diese Systematik er-
möglicht es, dass Staaten unterschiedli-
cher politischer Systeme und miteinander
unvereinbarer Gerechtigkeits- und Wert-
vorstellungen friedlich nebeneinander be-
stehen können. Keine der genannten Aus-
nahmesituationen liegt in Syrien vor.

Zwar ist heute anerkannt, dass auch
schwere Verstöße gegen die Menschen-
rechte im Innern eines Staates als Bedro-
hung oder Bruch des Weltfriedens angese-
hen werden können und der Sicherheits-
rat mit Zwangsmaßnahmen darauf reagie-
ren darf. Anders als im Fall Libyen konn-
te sich der Sicherheitsrat aber im Fall Sy-
rien auf einen solchen Beschluss bislang
nicht einigen. Deshalb bleibt es bei dem
Interventions- und Gewaltverbot.

Die daraus resultierenden völkerrecht-
lichen Pflichten sind seit 1945 präzisiert

worden. Schon die 1970 von der UN-Voll-
versammlung verabschiedete „Friendly
Relations Declaration“ hat es als Ver-
pflichtung aller Staaten angesehen, „die
Organisierung, Anstiftung oder Unterstüt-
zung von Bürgerkriegs- oder Terrorhand-
lungen in einem anderen Staat und die
Teilnahme daran . . . zu unterlassen, wenn
die . . . Handlungen die Androhung oder
Anwendung von Gewalt einschließen“.
Dementsprechend qualifizierte der Inter-
nationale Gerichtshof (IGH) in seiner Ni-

caragua-Entscheidung 1986 die amerika-
nische Unterstützung der Contra-Rebel-
len mit Waffen zur Bekämpfung der Regie-
rung in Nicaragua als Verletzung des Ge-
waltverbotes. Diese Linie wurde vom IGH
im Streit zwischen Kongo und Uganda
2005 bestätigt. Die Lieferung von Waffen
an die syrischen Aufständischen ist des-
halb grundsätzlich verboten.

An diesem Befund ändert auch der
ohne UN-Mandat durchgeführte Einsatz
der Nato im Kosovo 1999 nichts. Die poli-

tisch weithin akzeptierte, aber völker-
rechtswidrige militärische Intervention
kann weder als Präzedenzfall noch als
Wendepunkt hin zur Zulässigkeit einer
„humanitären Intervention“ gesehen wer-
den. Zwar spricht die Denkschule der „Re-
sponsibility to Protect“ davon, dass der
Staatengemeinschaft die moralische Ver-
antwortung obliegt, massenhafte Gewalt-
taten notfalls auch mit Gewalt zu verhin-
dern, wenn eine Regierung ihrer Schutz-
verantwortung gegenüber den eigenen
Bürgern nicht gerecht wird. Daraus wird
teilweise sogar geschlossen, die Anwen-
dung von Gewalt zur Beendigung massi-
ver Menschenrechtsverletzungen sei gege-
benenfalls ohne Autorisierung durch den
Sicherheitsrat zulässig. Mit unterschiedli-
cher Konnotation wird versucht, die in Ar-
tikel 1 der UN-Charta genannte Förde-
rung und Beachtung der Menschenrechte
dem Gewaltverbot gleichzustellen. Es
handelt sich bei dieser Sichtweise aber
um eine Rechtsauffassung, nicht um allge-
mein anerkanntes Völkerrecht.

Der Diskurs über den humanitär moti-
vierten Einsatz militärischer Gewalt hat
sich zwar verändert: Seit Kosovo und Li-

byen hat man gelegentlich den Eindruck,
im Falle schwerster Menschenrechtsver-
letzungen müsse nicht mehr die Interven-
tion, sondern der Verzicht darauf begrün-
det werden. Die Befürworter von Militär-
einsätzen dieser Art übersehen aber de-
ren langfristige Folgen für das Friedens-
sicherungssystem. Die Frage, ob sich die-
se Praxis so weit verdichtet hat, dass von
einer informellen Änderung der UN-
Charta gesprochen werden könnte, ist zu
verneinen. Humanitäre Motive ohne Man-
datierung durch den Sicherheitsrat kön-
nen eine (auch nur indirekte) militärische
Intervention nicht rechtfertigen. Wenn
sich Staaten entscheiden, den Aufständi-
schen in Syrien Waffen zu liefern, stellen
sie das auf Deeskalation und Gewaltver-
meidung angelegte UN-Friedenssiche-
rungssystem zur Disposition.

Dieses Ergebnis mag aus menschen-
rechtlicher Sicht nicht zufriedenstellend
erscheinen. Es ist aber unbestreitbar, dass
das umfassende Gewaltverbot der UN-
Charta als normatives Kernstück des Frie-
denssicherungssystems zu den größten
Errungenschaften der Völkergemein-
schaft gehört. Die Staatengemeinschaft

ist aufgefordert, vorhandene friedliche
Mechanismen zur Durchsetzung univer-
sell geltender Menschenrechte rechtzeitig
zu nutzen, nicht aber unter Berufung auf
die Menschenrechte das zwar nicht per-
fekte, aber nach wie vor von allen Staaten
akzeptierte Friedenssicherungssystem
zur Disposition zu stellen.

Die Kompetenz für die Zustimmung zu
Waffenlieferungen verbleibt also – solan-
ge der Sicherheitsrat nichts anderes ent-
scheidet – bei der syrischen Regierung,
auch wenn man dieser aufgrund ihres ge-
waltsamen Vorgehens gegen die Aufstän-
dischen die Legitimität dazu absprechen
möchte. Damit verstoßen die Waffenliefe-
rungen Russlands an das Assad-Regime
als Inhaber der syrischen Staatsgewalt
grundsätzlich nicht gegen das Interven-
tions- oder Gewaltverbot. In diesem Kon-
flikt geht es um die Zukunft des Friedens-
sicherungssystems. Die Bundesregierung
tut gut daran, dieses System nicht zur
Disposition zu stellen.
Professor Dr. Thilo Marauhn lehrt Öffentliches Recht,
Völkerrecht und Europarecht an der Justus-
Liebig-Universität Gießen. Dr. Sven Simon ist dort
Akademischer Rat.

Energiewende einmal anders

Praxis und Wissenschaft

Nur an das Assad-Regime dürfen Waffen geliefert werden
Humanitäre Motive ohne UN-Mandat können eine – auch nur indirekte – militärische Intervention nicht rechtfertigen / Von Thilo Marauhn und Sven Simon

QUELLEN

Der rasche deutsche
Atomausstieg hat
einschneidende
Folgen für das
Eigentum – bei der
Stilllegung von
Kraftwerken wie beim
Netzausbau.

Von Erich Künzler

Illustration Greser& Lenz
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Die Frage des Wahlsystems zum Deut-
schen Bundestag ist politisch so heikel,
dass der Gesetzgeber lieber die Finger
davon lässt. Bei der jüngsten Reform
der Wahlgesetzgebung sei über die Sys-
temfrage bewusst nicht gesprochen
worden, berichtete der SPD-Politiker
Wiefelspütz auf einer Tagung der Deut-
schen Sektion der Internationalen Ju-
risten-Kommission in Berlin. „Sonst
hätten wir gleich einpacken können.“

Den Mahnungen des Bundesverfas-
sungsgerichts folgend, der Bundestag
möge notwendige Korrekturen des al-
ten Wahlrechts im Konsens beschlie-
ßen, hatte man ein Reformpaket zur Ab-
schaffung des „negativen Stimmrechts“
vereinbart, das dann von allen Fraktio-
nen mit Ausnahme der Linken mitgetra-
gen wurde. Der Politikwissenschaftler
Dieter Nohlen erinnerte daran, dass
die personalisierte Verhältniswahl im
Parlamentarischen Rat mit Mehrheits-
entscheid gegen die nach Stimmen
stärkste Gruppierung von CDU/CSU
zustande gekommen sei. Schaue man
sich international um, seien Reformen
des Wahlsystems Sache einer qualifi-
zierten Mehrheit nur dann, wenn das
Wahlsystem in der Verfassung veran-
kert sei. Prinzipiell habe man hierzulan-
de mit der personalisierten Verhältnis-
wahl einen Wahlsystemtyp, der „inter-
national hervorragend abschneidet“,
lobte Nohlen, der sich mit dem Ver-
gleich von Wahlsystemen befasst. Die
personalisierte Verhältniswahl fehle in
keiner Reformdebatte. Neuseeland
habe sie übernommen, und gegenwär-
tig werde über sie wieder in Irland, Ita-
lien und Spanien diskutiert.

Eine im internationalen Vergleich
„ungewöhnliche, ja einmalige Macht-
stellung“ bei der Entwicklung des
Wahlsystems attestiert Nohlen dem
Bundesverfassungsgericht. In Deutsch-
land habe sich die Wahlsystemfrage zu
einer Rechtsfrage entwickelt. Nirgends
greife ein Verfassungsgericht derart
einschneidend in das Wahlsystem ein
wie das Bundesverfassungsgericht mit
seinem „Erfolgswertpostulat“. Dabei
verkenne das Gericht, dass die persona-
lisierte Verhältniswahl ein Wahltyp sui
generis sei; Erfolgswertgleichheit sei
nur bei reiner Verhältniswahl inten-
diert. Andere Demokratien ließen viel
größere Ungleichheiten im Erfolgs-
wert der Stimmen zu, als das hierzulan-
de der Fall sei, wo sich die „Fixiertheit
auf exakten Proporz durch die gegen-
wärtige Dominanz von Juristen und
Mathematikern in der Wahlsystembe-
ratung verfestigt hat“.

Resultiert Nohlens Kritik aus fehlen-
dem Verständnis für juristische Gleich-
heitserwägungen, wie mancher Teil-
nehmer der Tagung, zu der auch amtie-
rende und ehemalige Bundesverfas-
sungsrichter gekommen waren, in Flur-
gesprächen vermutete? Das Verfas-
sungsgericht müsse sich nun einmal an
das Grundgesetz halten. Doch dessen
Bestimmungen gäben nichts her für
die strikten Karlsruher Erfolgswert-
Anforderungen, kritisiert Nohlen die
juristische Mehrheitsmeinung. Auf
dem von Karlsruhe vorgegebenen Kurs
treibe die Bundesrepublik „wahlrecht-
lich zurück zu Weimar“ mit seiner rei-
nen Verhältniswahl. Den darüber nicht
amüsierten Verfassungsrichtern emp-
fiehlt Nohlen den Österreichischen
Verfassungsgerichtshof als Vorbild.
„Dass jeder Stimme die gleiche Kraft,
der gleiche Nutz- oder Erfolgswert zu-
kommen müsse, fällt außerhalb des
Grundsatzes der Gleichheit des Wahl-
rechts, ja außerhalb des Bereichs der
Möglichkeit“, argumentieren die öster-
reichischen Verfassungsrichter. Üben
sie damit kluge Zurückhaltung? Der
ehemalige Verfassungsrichter und Be-
richterstatter für Wahlrecht Rudolf
Mellinghoff, mittlerweile Präsident
des Bundesfinanzhofs, ist skeptisch:
„Wird die Gleichheitsfrage im Wahl-
recht in anderen Ländern womöglich
weniger ernst genommen als vom
Bundesverfassungsgericht?“

 KATJA GELINSKY

D ie Reaktorkatastrophe im japani-
schen Kernkraftwerk Fukushi-
ma am 11. März 2011 löste in
Deutschland ein energiepoliti-

sches Erdbeben aus. Das enorme Tempo
des Gesetzgebungsverfahrens – es dauer-
te etwa einen Monat – war auch Reaktion
auf eine in hohem Maß emotionalisierte
Stimmung in der Bevölkerung. Wesentli-
ches Argument für eine unverzügliche
Neuausrichtung der Energieversorgung
war, dass nach der Reaktorkatastrophe in
Japan das sogenannte Restrisiko der Kern-
energie auf einmal anders zu bewerten
sei. Die theoretische Möglichkeit eines
praktisch ausgeschlossenen Schadensein-
tritts von einem in einer Million Jahren
sei traurige Wirklichkeit geworden (so
der damalige Bundesumweltminister Rött-
gen am 18. März 2011).

Diese Argumentation erstaunt: Unab-
hängig davon, wie man zur Nutzung der
Kernenergie und zum Restrisiko stehen
mag – durch Fukushima kann sich die Be-
wertung des Restrisikos nicht verändert
haben, weil die dortige Katastrophe da-
mit nichts zu tun hatte. Gemeinhin wird
ein Restrisiko angenommen, wenn eine
extrem niedrige Wahrscheinlichkeit für ei-
nen Schadenseintritt besteht und diese
„Restwahrscheinlichkeit“ nach gegenwär-
tigem Erkenntnisstand durch weitere
Maßnahmen nicht mehr verringert wer-
den kann. Und man mag auch darüber
streiten, ob und inwieweit der Begriff des
Restrisikos für eine Risikoanalyse von
Kernkraftwerken überhaupt geeignet ist.
Jedenfalls haben bekannte Risiken, deren
Eintrittswahrscheinlichkeit – wie in Fu-
kushima – nicht fernliegend ist, mit dem
Restrisiko nichts zu tun.

In Fukushima muss mit einem Erdbe-
ben, das einen Tsunami wie bei der Reak-
torkatastrophe verursacht, mit einer Ein-
trittswahrscheinlichkeit jedenfalls von
eins zu 30 Jahren gerechnet werden (so
die Reaktorsicherheitskommission, Si-
cherheitsüberprüfung deutscher Kern-
kraftwerke vom 16.Mai 2011). Bei der Re-
aktorkatastrophe hat sich daher kein Rest-
risiko realisiert, sondern es wurde offen-
sichtlich keine hinreichende Vorsorge für
eine konkrete Gefährdung getroffen. Au-
genscheinlich wird das, wenn man be-
denkt, dass die Notstromgeneratoren im
Untergeschoss des Kraftwerks so mangel-

haft gesichert waren, dass bei einer Über-
flutung des Anlagengeländes zwangsläu-
fig ihr Ausfall zu erwarten war – was letzt-
lich dafür verantwortlich war, dass die
elektrische Versorgung nicht mehr ge-
währleistet und die Kühlwasserpumpen
betrieben werden konnten mit der Folge,
dass der Reaktorkern und die Brennstäbe
nicht mehr ausreichend gekühlt wurden.

Die aus dieser Katastrophe resultieren-
de deutsche Energiewende wirft einige
Rechtsprobleme auf: Wie sieht es etwa
mit dem verfassungsrechtlich gewährleis-
teten Eigentumsschutz der Betreiber der
Kernkraftwerke nach dem Atomausstieg
aus? Deren Eigentum ist betroffen, weil
ein Kernkraftwerk ohne Nutzungsrecht
nur noch der Stilllegung dient und seine
Substanz verloren hat. Der Gesetzgeber
geht davon aus, dass es sich bei dem
Atomausstieg nicht um eine entschädi-
gungspflichtige Enteignung, sondern
(nur) um eine Inhaltsbestimmung des Ei-
gentums handelt.

Die Beantwortung dieser Frage hat
auch eine erhebliche finanzielle Bedeu-
tung – eine Enteignung ist nur zum Wohl
der Allgemeinheit zulässig und bedarf ei-
nes Gesetzes, das Art und Ausmaß der
Entschädigung regelt. Nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts ist die Enteignung die staatliche
Entziehung des Eigentums des Einzelnen
zum Zweck der Erfüllung bestimmter öf-
fentlicher Aufgaben. In seiner jüngeren
Rechtsprechung hat das Gericht die Ent-
eignung auf solche Fälle beschränkt, in de-
nen Güter hoheitlich beschafft werden

sollten. Der Gesetzgeber habe ferner die
Befugnis, Eigentumsrechten einen neuen
Inhalt zu geben oder bestimmte Rechtspo-
sitionen zu beseitigen. Die Beseitigung
sei aber nur zulässig, wenn besondere
Gründe des öffentlichen Interesses vorlä-
gen und der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit gewahrt sei.

Ob der Atomausstieg danach eine In-
haltsbestimmung des Eigentums ist, dürf-
te fraglich sein. Zunächst wird man als be-
sonderen Grund des öffentlichen Interes-
ses an der Stilllegung der Kraftwerke
nicht – wie eingangs bemerkt – eine we-
gen Fukushima geänderte Beurteilung
des Restrisikos vertreten können. Dar-
über hinaus: Kann die Entziehung des Ei-
gentums in seiner Substanz überhaupt
(nur) eine Inhaltsbestimmung sein? Ge-
gen eine Enteignung spricht zwar, dass
die Voraussetzung der Güterbeschaffung
nicht vorliegt. Doch in früheren Entschei-
dungen hatte das Verfassungsgericht so-
gar ausgeführt, dass die Güterbeschaf-
fung kein notwendiges Merkmal der Ent-
eignung sei. Erst im Jahr 2001 hatte das
Gericht hiervon gesprochen. Dabei ging
es allerdings um die Umverteilung von
Baulandgrundstücken zum Ausgleich pri-
vater Interessen – eine Enteignung war
daher schon deshalb nicht gegeben, weil
es nicht um einen Eigentumsentzug zur
Erfüllung öffentlicher Zwecke ging. Aus
Sicht des Betroffenen ist entscheidend,
dass der Staat sein Eigentum entzieht –
ob es zur Güterbeschaffung benötigt wird
oder nicht, spielt für ihn keine Rolle.

Die Frage des Eigentumsschutzes könn-
te sich auch beim Netzausbau stellen. Der
Aus- und Umbau der Stromnetze ist ein
mit 20 Milliarden Euro veranschlagtes gi-
gantisches Projekt. Vorhandene Strom-
trassen müssen in einer Länge von rund
4000 km aufgerüstet und neue Trassen er-
richtet werden. Viel Zeit dafür steht nicht
zur Verfügung: Bis zum Jahr 2020 muss
dieses Vorhaben in weiten Teilen verwirk-
licht sein. Ohne Verfahrensbeschleuni-
gung ist das nicht zu schaffen. Teil des Ge-
setzespakets zur Energiewende ist das
„Netzausbaubeschleunigungsgesetz“, das
den Ausbau der länderübergreifenden
Höchstspannungsleitungen zum Gegen-
stand hat: Mit einer Bundesfachplanung
sollen langwierige Abstimmungsprozesse
zwischen Bundesländern vermieden wer-
den. Die Bundesnetzagentur legt zu-

nächst Stromtrassen fest. Dabei muss sie
etwa prüfen, ob die jeweiligen Trassenfüh-
rungen mit anderen Planungen etwa in
den Landesraumordnungsplänen verein-
bar sind. In welchem Maß die Bundesfach-
planung an die Ziele der Landesplanung
gebunden ist, wird dabei eine der Fragen
sein, die sich stellen werden. Die Festle-
gung der Trassen kann gerichtlich nicht
angegriffen werden: Das Netzausbaube-
schleunigungsgesetz regelt, dass die Fest-
legung keine Außenwirkung habe.

Die Trassenfestlegung ist aber für das
nachfolgende Planfeststellungsverfahren
bindend. Das Gesetz sieht nun während
eines nicht abgeschlossenen Planfeststel-
lungsverfahrens ein sogenanntes „vorzei-
tiges Enteignungsverfahren“ vor. Am
Ende dieses Verfahrens kann dann ein
Enteignungsbeschluss ergehen, der unter
der Bedingung steht, dass er im – später –
ergehenden Planfeststellungsbeschluss be-
stätigt wird. Es ist fraglich, ob diese unge-
wöhnliche rechtliche Konstruktion einer
„bedingten Enteignung“ ohne weiteres
mit dem Eigentumsschutz vereinbar ist.
Man wird auch darüber nachdenken müs-
sen, ob der Einzelne in diesen Fällen
noch ausreichende Rechtsschutzmöglich-
keiten hat: In einem noch nicht abge-
schlossenen Planfeststellungsverfahren
ergeben sich aller Erfahrung nach oft erst
im weiteren Verlauf des Verfahrens Tatsa-
chengrundlagen, die auch gegen die
Rechtmäßigkeit der Enteignung sprechen
könnten – zu einem Zeitpunkt, in dem die
vorzeitige Enteignung schon verfügt wur-
de. Auch die bedingte Enteignung hat für
den Betroffenen erhebliche Folgen.

Gegenüber konventionellen Energien
haben zudem erneuerbare Energien ei-
nen erheblich größeren Flächenbedarf.
Konflikte mit dem Landschaftsschutz
und dem Naturschutz sind zwangsläufig.
Der Flächenbedarf etwa für Windkraftan-
lagen wird mit bis zu etwa 4000 Quadrat-
kilometer eingeschätzt. Der Gesetzgeber
hat für die Genehmigung von Windkraft-
anlagen eine Konzeption entwickelt, wo-
nach die Anlagen im Außenbereich (der
unbeplante Bereich außerhalb von bebau-
ten Ortsteilen) grundsätzlich zulässig
sind, diese Privilegierung jedoch durch
Pläne (etwa Raumordnungspläne, Flä-
chennutzungspläne) auf bestimmte Berei-
che beschränkt werden kann. Durch die-
sen Planungsvorbehalt soll die Errich-

tung von Windkraftanlagen gesteuert wer-
den. Ist ein Plan rechtswidrig, dann bleibt
es bei der grundsätzlichen Zulässigkeit
von Windkraftanlagen im Außenbereich.

Die Entscheidung des Gesetzgebers
zur grundsätzlichen Zulässigkeit von
Windkraftanlagen darf natürlich nicht
durch eine Art „Verhinderungsplanung“
unterlaufen werden. Bei der Überprüfung
von Plänen werden in einem ersten
Schritt sogenannte harte Tabuzonen er-
mittelt. Das sind Bereiche, die sich für die
Nutzung von Windenergie objektiv nicht
eignen. Darunter fallen etwa Flächen mit
zu wenig Wind. Daran anschließend wer-
den die „weichen Tabuzonen“ geprüft.
Das sind Bereiche, die aufgrund einer Ab-
wägung freigehalten werden sollen, weil
es sonst zu unerwünschten Nutzungskon-
flikten kommt. Darunter fallen etwa Erho-
lungsgebiete, Hochspannungsleitungen
und die Nähe zu Wohngebieten. Nach Ab-
zug der harten und weichen Tabuzonen
bleiben dann die sogenannten Potential-
flächen übrig, die „an sich“ für die Wind-
energieanlagen geeignet sind. Nunmehr
muss in jedem Einzelfall ermittelt wer-
den, welche Nutzung sich durchsetzt.

Die Prozessdauer wird jenseits aller
vom Gesetzgeber verabschiedeten Be-
schleunigungsgesetze in weitaus höhe-
rem Maß von den dabei erforderlichen
umfangreichen Prüfungen bestimmt. Um-
weltschutzrechtliche Prüfungsanforderun-
gen sind gegen Beschleunigungsgesetze
immun. Der europäische Habitatschutz
und die Flora-Fauna-Regelung werden
bei den Stromtrassen ebenso wie bei der
Windkraft oder in anderen Bereichen
ihre hohen Prüfungsanforderungen zur
Geltung bringen. Und es hilft auch alles
Wehklagen nichts, dass in gerichtlichen
Verfahren aufwendige Prüfungen über
das Vorkommen des Kiebitz oder das
Flugverhalten der Fledermaus erfolgen.

Es darf daran erinnert werden: Gerich-
te überprüfen, ob Gesetze, Richtlinien,
Verordnungen eingehalten werden, die
der Normgeber mit einem bestimmten In-
halt erlassen hat. Wer Normen – sei es auf
deutscher oder europäischer Ebene – be-
schließt, sollte nicht wirklich entrüstet
sein, wenn Gerichte die Einhaltung die-
ser Normen überprüfen – das wird auch
bei der Energiewende so sein.
Erich Künzler ist Präsident des Oberverwaltungs-
gerichts Bautzen.

Zurück
nach Weimar?

KARLSRUHER WAHLRECHT

Die schweren Menschenrechtsverletzun-
gen in Syrien stellen die internationale
Gemeinschaft vor Herausforderungen:
Dürfen sich Staaten in nichtinternationa-
le bewaffnete Konflikte, in „Bürgerkrie-
ge“ einmischen? Bewegt sich Russland
mit Waffenlieferungen an das Assad-Re-
gime im Rahmen des Zulässigen? Ist eine
Unterstützung der Opposition rechtmä-
ßig, wie sie Amerika, Großbritannien
und Frankreich anstreben?

Auf diese Fragen hat das geltende Völ-
kerrecht Antworten. Es geht dabei um
das in der Charta der Vereinten Nationen
verankerte Interventions- und Gewaltver-
bot. Letzteres verpflichtet „alle Mitglie-
der . . . in ihren internationalen Beziehun-
gen jede gegen die territoriale Unversehrt-
heit oder die politische Unabhängigkeit
eines Staates gerichtete oder sonst mit
den Zielen der Vereinten Nationen unver-
einbare Androhung oder Anwendung von
Gewalt“ zu unterlassen. Das ist der Dreh-
und Angelpunkt des Friedenssicherungs-
systems der UN. Vor dem Hintergrund
zweier Weltkriege und der Schwächen
des Völkerbundes lässt Kapitel VII der
UN-Charta von diesem Gewaltverbot nur

zwei Ausnahmen zu: zum einen Zwangs-
maßnahmen, die der UN-Sicherheitsrat
verhängen kann, wenn eine Bedrohung
oder ein Bruch des Weltfriedens oder
eine Angriffshandlung vorliegen; zum an-
deren das Recht eines Staates auf Selbst-
verteidigung, solange der Sicherheitsrat
noch nicht die erforderlichen Maßnah-
men getroffen hat. Diese Systematik er-
möglicht es, dass Staaten unterschiedli-
cher politischer Systeme und miteinander
unvereinbarer Gerechtigkeits- und Wert-
vorstellungen friedlich nebeneinander be-
stehen können. Keine der genannten Aus-
nahmesituationen liegt in Syrien vor.

Zwar ist heute anerkannt, dass auch
schwere Verstöße gegen die Menschen-
rechte im Innern eines Staates als Bedro-
hung oder Bruch des Weltfriedens angese-
hen werden können und der Sicherheits-
rat mit Zwangsmaßnahmen darauf reagie-
ren darf. Anders als im Fall Libyen konn-
te sich der Sicherheitsrat aber im Fall Sy-
rien auf einen solchen Beschluss bislang
nicht einigen. Deshalb bleibt es bei dem
Interventions- und Gewaltverbot.

Die daraus resultierenden völkerrecht-
lichen Pflichten sind seit 1945 präzisiert

worden. Schon die 1970 von der UN-Voll-
versammlung verabschiedete „Friendly
Relations Declaration“ hat es als Ver-
pflichtung aller Staaten angesehen, „die
Organisierung, Anstiftung oder Unterstüt-
zung von Bürgerkriegs- oder Terrorhand-
lungen in einem anderen Staat und die
Teilnahme daran . . . zu unterlassen, wenn
die . . . Handlungen die Androhung oder
Anwendung von Gewalt einschließen“.
Dementsprechend qualifizierte der Inter-
nationale Gerichtshof (IGH) in seiner Ni-

caragua-Entscheidung 1986 die amerika-
nische Unterstützung der Contra-Rebel-
len mit Waffen zur Bekämpfung der Regie-
rung in Nicaragua als Verletzung des Ge-
waltverbotes. Diese Linie wurde vom IGH
im Streit zwischen Kongo und Uganda
2005 bestätigt. Die Lieferung von Waffen
an die syrischen Aufständischen ist des-
halb grundsätzlich verboten.

An diesem Befund ändert auch der
ohne UN-Mandat durchgeführte Einsatz
der Nato im Kosovo 1999 nichts. Die poli-

tisch weithin akzeptierte, aber völker-
rechtswidrige militärische Intervention
kann weder als Präzedenzfall noch als
Wendepunkt hin zur Zulässigkeit einer
„humanitären Intervention“ gesehen wer-
den. Zwar spricht die Denkschule der „Re-
sponsibility to Protect“ davon, dass der
Staatengemeinschaft die moralische Ver-
antwortung obliegt, massenhafte Gewalt-
taten notfalls auch mit Gewalt zu verhin-
dern, wenn eine Regierung ihrer Schutz-
verantwortung gegenüber den eigenen
Bürgern nicht gerecht wird. Daraus wird
teilweise sogar geschlossen, die Anwen-
dung von Gewalt zur Beendigung massi-
ver Menschenrechtsverletzungen sei gege-
benenfalls ohne Autorisierung durch den
Sicherheitsrat zulässig. Mit unterschiedli-
cher Konnotation wird versucht, die in Ar-
tikel 1 der UN-Charta genannte Förde-
rung und Beachtung der Menschenrechte
dem Gewaltverbot gleichzustellen. Es
handelt sich bei dieser Sichtweise aber
um eine Rechtsauffassung, nicht um allge-
mein anerkanntes Völkerrecht.

Der Diskurs über den humanitär moti-
vierten Einsatz militärischer Gewalt hat
sich zwar verändert: Seit Kosovo und Li-

byen hat man gelegentlich den Eindruck,
im Falle schwerster Menschenrechtsver-
letzungen müsse nicht mehr die Interven-
tion, sondern der Verzicht darauf begrün-
det werden. Die Befürworter von Militär-
einsätzen dieser Art übersehen aber de-
ren langfristige Folgen für das Friedens-
sicherungssystem. Die Frage, ob sich die-
se Praxis so weit verdichtet hat, dass von
einer informellen Änderung der UN-
Charta gesprochen werden könnte, ist zu
verneinen. Humanitäre Motive ohne Man-
datierung durch den Sicherheitsrat kön-
nen eine (auch nur indirekte) militärische
Intervention nicht rechtfertigen. Wenn
sich Staaten entscheiden, den Aufständi-
schen in Syrien Waffen zu liefern, stellen
sie das auf Deeskalation und Gewaltver-
meidung angelegte UN-Friedenssiche-
rungssystem zur Disposition.

Dieses Ergebnis mag aus menschen-
rechtlicher Sicht nicht zufriedenstellend
erscheinen. Es ist aber unbestreitbar, dass
das umfassende Gewaltverbot der UN-
Charta als normatives Kernstück des Frie-
denssicherungssystems zu den größten
Errungenschaften der Völkergemein-
schaft gehört. Die Staatengemeinschaft

ist aufgefordert, vorhandene friedliche
Mechanismen zur Durchsetzung univer-
sell geltender Menschenrechte rechtzeitig
zu nutzen, nicht aber unter Berufung auf
die Menschenrechte das zwar nicht per-
fekte, aber nach wie vor von allen Staaten
akzeptierte Friedenssicherungssystem
zur Disposition zu stellen.

Die Kompetenz für die Zustimmung zu
Waffenlieferungen verbleibt also – solan-
ge der Sicherheitsrat nichts anderes ent-
scheidet – bei der syrischen Regierung,
auch wenn man dieser aufgrund ihres ge-
waltsamen Vorgehens gegen die Aufstän-
dischen die Legitimität dazu absprechen
möchte. Damit verstoßen die Waffenliefe-
rungen Russlands an das Assad-Regime
als Inhaber der syrischen Staatsgewalt
grundsätzlich nicht gegen das Interven-
tions- oder Gewaltverbot. In diesem Kon-
flikt geht es um die Zukunft des Friedens-
sicherungssystems. Die Bundesregierung
tut gut daran, dieses System nicht zur
Disposition zu stellen.
Professor Dr. Thilo Marauhn lehrt Öffentliches Recht,
Völkerrecht und Europarecht an der Justus-
Liebig-Universität Gießen. Dr. Sven Simon ist dort
Akademischer Rat.
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Nur an das Assad-Regime dürfen Waffen geliefert werden
Humanitäre Motive ohne UN-Mandat können eine – auch nur indirekte – militärische Intervention nicht rechtfertigen / Von Thilo Marauhn und Sven Simon

QUELLEN

Der rasche deutsche
Atomausstieg hat
einschneidende
Folgen für das
Eigentum – bei der
Stilllegung von
Kraftwerken wie beim
Netzausbau.
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